
 

  

S 12 RJ 795/00 A

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 795/00 A
Datum 31.03.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 R 655/04
Datum 01.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 31.
MÃ¤rz 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1939 im vormaligen Jugoslawien geborene KlÃ¤ger ist AngehÃ¶riger des
Staates Bosnien und Herzegowina mit dortigem Wohnsitz. Er verfÃ¼gt nach seinen
eigenen Angaben Ã¼ber keine Berufsausbildung. Er war in Deutschland von 1969
bis 31.08.1983 sowie ab 14.03.1984 als Eisenflechter versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. Mit Versicherungszeiten nicht belegt ist u.a. die Zeit von September
1983 bis 13.03.1984. Vom 06.01.1987 bis 31.12.1988 bezog er von der Beklagten
eine Zeitrente wegen BerufsunfÃ¤higkeit aufgrund einer Tbc-Erkrankung (Bescheid
vom 21.11.1988). In der Folge legte er in Deutschland weitere Versicherungszeiten
bis 22.06.1990 zurÃ¼ck. Sodann kehrte er in die Heimat zurÃ¼ck. Dort bestehen
keine Versicherungszeiten. Seit dem 01.03.2004 bezieht der KlÃ¤ger eine
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Regelaltersrente.

Der vorliegende Rechtsstreit nimmt seinen Ausgang im Antrag des KlÃ¤gers vom
27.02.1989, die Rente auf Zeit Ã¼ber den 31.12.1988 hinaus weiter zu zahlen.
Diesen Antrag konnte die Beklagte wegen unbekannten Aufenthalts des KlÃ¤gers
sowie wegen der Folgen des jugoslawischen BÃ¼rgerkriegs zunÃ¤chst nicht weiter
bearbeiten. Ersuchen an den RentenversicherungstrÃ¤ger in S. um Ã¤rztliche
Begutachtung fÃ¼hrten zu dem Ergebnis, dass der KlÃ¤ger ab Untersuchungstag
16.03.1998 als berufsunfÃ¤hig anzusehen war. Mit Bescheid vom 24.06.1999 lehnte
die Beklagte den Antrag vom 27.02.1989 auf RentengewÃ¤hrung im Wesentlichen
mit der BegrÃ¼ndung ab, dass der KlÃ¤ger seit 16.03.1998
berufs-/erwerbsunfÃ¤hig sei, jedoch nicht in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
der Erwerbsminderung mindestens drei Pflichtbeitragsjahre zurÃ¼ckgelegt habe.
Ausnahme- und VerlÃ¤ngerungstatbestÃ¤nde fÃ¼r den maÃ�geblichen Zeitraum
16.03.1993 bis 15.03.1998 lÃ¤gen nicht vor. Ebenso wenig sei die Wartezeit
vorzeitig erfÃ¼llt und schlieÃ�lich sei die Zeit vom 01.01.1984 an nicht
durchgÃ¤ngig mit Anwartschaftserhaltungszeiten belegt, es bestÃ¼nden vielmehr
LÃ¼- cken fÃ¼r die Monate Januar und Februar 1984 sowie ab Juli 1990.

Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren machte der KlÃ¤ger geltend, bereits
1990 infolge Lungenerkrankung sowie Alkohol- und NikotinabhÃ¤ngigkeit
erwerbsunfÃ¤hig gewesen zu sein und dass er im September 1983
ArbeitslosenunterstÃ¼tzung beantragt habe, anschlieÃ�end nach Bosnien gefahren
und im Februar wieder nach Deutschland eingereist sei. Weitere Angaben zu
Versicherungszeiten kÃ¶nne er nicht machen. Mit Widerspruchsbescheid vom
27.06.2000 wies die Beklagte den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck, weil
weder die Krankenkartei der Justizvollzugsanstalt M. aus dem Jahre 1990 noch die
nÃ¤chsten Befunde vom Jahre 1997 ein Weiterbestehen der Erwerbsminderung
Ã¼ber den 31.12.1988 hinaus oder einen frÃ¼heren Zeitpunkt des Eintritts der
geminderten ErwerbsfÃ¤higkeit als zum 16.03.1998 belegten. Damit erfÃ¼lle der
KlÃ¤ger nicht die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen der
begehrten Rente.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat das Sozialgericht Landshut (SG) nach
Vorlage weiterer medizinischer Befund- und Behandlungsberichte ein Ã¤rztliches
Gutachten nach Aktenlage des Dr.Z. (17.04.2003) eingeholt. Dieser hat
ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger in Gauting von Oktober 1987 bis Januar 1988
behandelt worden sei, in der Folge hÃ¤tten nur noch fibrosierte und kalzifizierte
Herde gefunden werden kÃ¶nnen, so dass seit Febru- ar 1988 eine vollschichtige
EinsatzfÃ¤higkeit von Seiten der Lunge mit nur qualitativen EinschrÃ¤nkungen
gegeben gewesen sei. HerzdurchblutungsstÃ¶rungen lieÃ�en sich erst ab 1998
verifizieren. Eine langjÃ¤hrige Alkoholkrankheit habe bei der Begutachtung in den
achtziger Jahren keine wesentlichen AusfÃ¤lle ergeben. Erst mit der Begutachtung
durch die Invalidenkommission im Jahre 1998 seien ausgeprÃ¤gte psychische
VerÃ¤nderungen im Sinne eines psychoorganischen Syndroms verifiziert worden, so
dass der KlÃ¤ger seit MÃ¤rz 1998 als nur noch unter zweistÃ¼ndig einsetzbar
einzustufen sei. Ein frÃ¼herer Zeitpunkt fÃ¼r eine quantitative EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens sei nicht zu begrÃ¼nden.
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Mit Urteil vom 31.03.2004 hat das SG die Klage im Wesentlichen mit der
BegrÃ¼ndung abgewiesen, der KlÃ¤ger erfÃ¼lle nicht die Voraussetzungen der
begehrten Rente. Eine WeitergewÃ¤hrung der Zeitrente Ã¼ber den 31.12.1988
hinaus entfalle, weil die gesundheitliche EinschrÃ¤nkung infolge der
Lungentuberkulose Ã¼ber diesen Zeitpunkt hinaus nicht bestanden habe. In der
Folgezeit kÃ¶nne frÃ¼hestens zum MÃ¤rz 1998 ein herabgesetztes
LeistungsvermÃ¶gen festgestellt werden. Zu diesem Zeitpunkt seien jedoch die
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht mehr erfÃ¼llt.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und vorgetragen, er sei auch Ã¼ber
31.12.1988 hinaus erwerbsunfÃ¤hig gewesen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, unter Aufhebung des Urteils des SG Landshut
vom 31.03.2004 sowie des Bescheides der Beklagten vom 24.06.1999 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 27.06.2000 die Beklagte zu verurteilen, ihm
Erwerbs-, hilfsweise Berufsun- fÃ¤higkeitsrente Ã¼ber den 31.12.1988 hinaus,
zumindest ab 16.03.1998 bis 28.02.2004 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG
Landshut vom 31.03.2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 01.03. 2005
waren die Verwaltungsakten der Beklagten; auf die Beiziehung wurde der KlÃ¤ger in
der Ladung zum Verhandlungstermin 01.03.2005 hingewiesen. Darauf sowie auf die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 24.06.1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.06. 2000, mit welchem sie es
abgelehnt hat, dem KlÃ¤ger aufgrund seines Antrages vom 27.02.1989 eine Rente
wegen Berufs-/ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU/BU) zu gewÃ¤hren. Diese Entscheidung ist
zu Recht ergangen, ebenso wie das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
31.03.2004. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen EU/BU oder wegen
Erwerbsminderung Ã¼ber den 31.12.1988 hinaus.

Der geltend gemachte Rentenanspruch des KlÃ¤gers richtet sich wegen des 1989
gestellten Antrages noch nach Â§Â§ 1246, 1247 Reichsversicherungsordnung â��
RVO â�� sowie fÃ¼r die Zeit ab 01.01. 1992 nach Â§Â§ 43, 44 Sechtes Buch
Sozialgesetzbuch â�� SGB VI â�� in der bis zum 31.12.2000 geltenden Fassung,
weil er auch Zeiten vor diesem Datum erfasst. Die ab 01.01.2001 geltende
Neuregelung durch das Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit (vom 20.12.2000 â�� BGBl.I S.1827) wÃ¤re nur heranzuziehen,
falls ein Rentenanspruch am 31.12.2000 nicht bestanden hÃ¤tte, aber fÃ¼r die
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nachfolgende Zeit in Betracht kÃ¤me (vgl. Â§ 300 Abs.1 i.V.m. Abs.2 SGB VI).

Nach Â§ 1246 RVO, Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F. sind berufsunfÃ¤hig Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinde- rung auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von kÃ¶rperlich, geis- tig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken
ist. Nach Â§ 240 SGB VI n.F. haben Versicherte, die â�� wie der KlÃ¤ger â�� vor
dem 02.01.1961 geboren sind, bei Vorliegen von BU einen Anspruch auf Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung. ErwerbsunfÃ¤higkeit setzt nach Â§ 1247 RVO, 
Â§ 44 Abs.2 SGB VI a.F. ebenso wie eine volle Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit im
Sinne des neuen Rechts gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI eine gegenÃ¼ber der
BerufsunfÃ¤higkeit noch weiter herabgesetzte ErwerbsfÃ¤higkeit voraus.

Ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen in einer zumutbaren TÃ¤tigkeit schlieÃ�t
nach alter und neuer Rechtslage einen Rentenanspruch wegen Erwerbs- oder
BerufsunfÃ¤higkeit regelmÃ¤Ã�ig aus.

Ausgangspunkt bei der PrÃ¼fung der BU ist der bisherige Beruf des Versicherten,
das heiÃ�t die zuletzt in der Bundesrepublik Deutschland regelmÃ¤Ã�ig
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr.61 m.w.N.). Im streitigen
Fall ist nach den eigenen Angaben des KlÃ¤gers sowie nach dem Akteninhalt davon
auszugehen, dass der KlÃ¤ger als Eisenflechter nur TÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt hat,
die er nach kÃ¼rzester Anlernzeit ausÃ¼ben konnte. Der KlÃ¤ger kann somit
zumutbar auf alle Arbeiten verwiesen werden, die der allgemeine Arbeitsmarkt zur
VerfÃ¼gung stellt (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nrn.13, 27).

In WÃ¼rdigung der gesamten medizinischen Dokumentation und insbesondere des
SachverstÃ¤ndigengutachtens des Dr.Z. vom 17.04.2003 ist der Senat Ã¼berzeugt,
dass der KlÃ¤ger ab 07.07. 1986 infolge der Tuberkuloseerkrankung
erwerbsunfÃ¤hig war (eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit wurde wegen
Vorhandenseins eines landwirtschaftlichen Betriebes nicht gewÃ¤hrt). Diese
Erkrankung wurde stationÃ¤r im Krankenhaus G. bis Januar 1988 behandelt und
ausgeheilt. Wie Dr.Z. Ã¼berzeugend festgestellt hat, konnten bei den
Nachuntersuchungen nur noch fibrosierte und kalzifizierte Herde festgestellt
werden, so dass eine Ausheilung mit Auslauf der gewÃ¤hrten BU-Rente
nachgewiesen ist. Der KlÃ¤ger war damit seit Anfang 1988 vollschichtig einsetzbar
fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes.

In der Folgezeit ergibt ein Bericht aus der Justizvollzugsanstalt M. 1990, dass
relevante gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen, welche die AusÃ¼bung leichter
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes unmÃ¶glich gemacht hÃ¤tten, nicht
vorgelegen hatten. Auch insoweit folgt der Senat den Feststellungen des Dr.Z â�¦
Danach finden sich medizinische Unterlagen zur ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
erst im Bericht der Invalidenkommission 1998, wo der KlÃ¤ger nur noch 55 kg wog,
verbraucht, Ã¼bermÃ¼det, vernachlÃ¤ssigt, mit ausgeprÃ¤gten psychischen
VerÃ¤nderungen angetroffen wurde. Dementsprechend ist der KlÃ¤ger seit MÃ¤rz
1998 nur noch in der Lage, weniger als zwei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein.
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Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass in der Zeit zwischen Januar 1988 und MÃ¤rz 1998 die
LeistungsfÃ¤higkeit relevant ab einem bestimmbaren Zeitpunkt herabgesetzt
gewesen wÃ¤re, sind weder aus den Akten ersichtlich, noch von den medizinischen
SachverstÃ¤ndigen, insbesondere von Dr.Z. , festgestellt worden. FÃ¼r einen
frÃ¼heren Eintritt der unter zweistÃ¼ndigen EinsatzfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers und
somit der EU als 1. MÃ¤rz 1998 besteht somit kein Anhalt.

Zu diesem Zeitpunkt erfÃ¼llte der KlÃ¤ger allerdings nicht mehr die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die begehrte Rente, die sowohl
nach der alten als auch nach der ab 01.01.2001 geltenden neuen Rechtslage
erforderlich sind. Sowohl Â§Â§ 1246, 1247 RVO als auch Â§Â§ 43 Abs.1 Satz 1 Nr.2, 
44 Abs.1 Satz 1 Nr.2 SGB VI a.F. verlangen in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
der EU/BU drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge. Im hier maÃ�geblichen Zeitfenster von
01.03.1993 bis 28.02.1998 sind keine Beitragszeiten vorhanden, weder nach dem
deutschen noch nach dem jugoslawischen oder bosnisch-herzegowinischen
Sozialversicherungsrecht. Die besondere versicherungsrechtliche Voraussetzung
der sog. 3/5-Belegung ist damit nicht erfÃ¼llt.

AufschubtatbestÃ¤nde, die das fÃ¼nfjÃ¤hrige Zeitfenster erweitern kÃ¶nnten, sind
nicht ersichtlich, Â§Â§ 43 Abs.3, 44 Abs.4 SGB VI a.F.; insbesondere sind fÃ¼r
Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit als Anrechnungszeit keine Hinweise vorhanden.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die ErwerbsunfÃ¤higkeit aufgrund eines Tatbestandes
der vorzeitigen WartezeiterfÃ¼llung eingetreten wÃ¤re (insbesondere Arbeitsunfall
oder Berufskrankheit â�� Â§Â§ 43, 44 SGB VI i.V.m. Â§ 53 SGB VI), sind nicht
erkennbar.

Von der Notwendigkeit der 3/5-Belegung kann auch nicht abgesehen werden, weil
der Zeitraum ab 01.01.1984 mit Anwartschafts- erhaltungszeiten belegt wÃ¤re. Es
besteht nÃ¤mlich eine versicherungsrechtliche LÃ¼cke, insbesondere fÃ¼r den
Zeitraum September 1983 bis 13.03.1984. Die Monate Januar und Februar 1984
sind somit nicht belegt. Eine nachtrÃ¤gliche Belegung mit freiwilligen BeitrÃ¤gen
nach deutschem Rentenversicherungsrecht ist wegen Zeitablaufes nicht mehr
mÃ¶glich (Â§ 197 Abs.2 SGB VI). Ein rÃ¼ckwirkender Zukauf von
Versicherungszeiten ist nach dem Recht des Heimatstaates des KlÃ¤gers auch unter
Anwendung des zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staate Bosnien-
Herzegowina fortgeltenden deutsch-jugoslawischen Sozialversicherungsabkommens
Ã¼ber soziale Sicherheit (BGBl.II 1969 S.1438 in der Fassung des
Ã�nderungsabkommen vom 30.09.1974, BGBl.II 1975 S.390; Notenwechsel vom 13.
November 1992, Bekanntmachung vom 16. November 1992, BGBl.II S.1196) nicht
mÃ¶glich, wie das Bundessozialgericht in stÃ¤ndiger Rechtsprechung festgestellt
hat (vgl. BSG, Urteil vom 11.05.2000 â�� B 13 RJ 85/89 R; Beschluss vom
15.04.2004 â�� B 13 RJ 257/03 B). Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass dem KlÃ¤ger infolge
eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruches die MÃ¶glichkeit einzurÃ¤umen
wÃ¤re, durch nachtrÃ¤gliche Beitragszahlung die Anwartschaftserhaltungszeiten zu
erfÃ¼llen, sind nicht ersichtlich.

Damit sind die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen
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Rentenanspruch des KlÃ¤gers bei einem Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit zum
01.03.1998 nicht zu erfÃ¼llen, so dass der KlÃ¤ger keinen Rentenanspruch hat. Die
Berufung war deshalb in vollem Umfange zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs.2 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 01.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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